
Februar 2009 – wieder treffen sich die führenden Repräsentant_innen der NATO-Staaten und ihre
Verbündeten sowie Vertreter_innen der Rüstungsindustrie in München. Die sogenannte
Sicherheitskonferenz ist laut ihrem neuen Vorsitzenden Wolfgang Ischinger „das wichtigste Forum zum
Gedankenaustausch von Entscheidungsträgern der internationalen Sicherheitspolitik“. Das Ergebnis die-
ser militärischen „Sicherheitspolitik“ bedeutet für Millionen Menschen Krieg und Unterdrückung.

April 2009 – zeitnah zur „Sicherheitskonferenz“ wollen sich die Kriegstreiber der NATO-Staaten in
Strasbourg/Baden-Baden versammeln, um den 60.Geburtstag der NATO auf einem Frühjahrstreffen zu
begehen. 60 Jahre mörderische Politik – das ist für sie ein Anlass sich auf die Schultern zu klopfen...

Wir sehen das anders! 
Wir werden uns organisieren, demonstrieren, sabotieren - wir werden es nicht zulassen, dass sie unge-
stört Kriege vorbereiten und 60 Jahre imperialistische Politik abfeiern!   

Deshalb auf nach Münch
en! Auf nach Strasbourg

! Sa, 07.02. | 12:30 Münche
n Marienplatz 

Internationale Großdemonstration



KEIN FRIEDE MIT DER NATO-KRIEGSPOLITIK
Im Oktober 2008 hat der Bundestag eine Verlängerung des Mandats für die deutschen Isaf-Truppen in Afghanistan undeine Aufstockung des Kontingents deutscher Soldaten auf 4500 beschlossen. Dies bedeutet die Ausdehnung einerKriegspolitik, deren verheerende Folgen im seit sieben Jahren von NATO-Truppen besetzten Afghanistan mehr als deut-lich werden. Zehntausende Menschen wurden als Folge des Krieges in Afghanistan getötet, hundertausende sind aufder Flucht. Die Bevölkerung ist neben den direkten Gefahren eines offenen Krieges mit einer katastrophalenErnährungslage und der Zerstörung der sozialen Infrastruktur konfrontiert. Die kapitalistische Inwertsetzung, die diewestlichen Mächte unter maßgeblicher Beteiligung Deutschlands zu ihren Gunsten in Afghanistan gewaltsam durchset-zen, verschärft die Armut der breiten Bevölkerung. Exemplarisch für diese Politik wäre das vom Westen diktierte Investitionsabkommen zu nennen, das Zollreduzierungenebenso beinhaltet wie weitreichende Befugnisse für ausländische Investoren: Ihnen wird 100%iger Firmenbesitz mitweitreichendem Schutz vor Enteignungen, die Befreiung von Steuern und voller Gewinntransfer ins Ausland zugesichert.Die Rede vom „Wiederaufbau des Landes“ und einem „humanitären Auftrag“ ist zynische Heuchelei. Die vermeintlichzivile „Entwicklungshilfe“ wird der militärischen Logik untergeordnet und in westliche Profite umgemünzt. Ein großer Teildes Geldes, das Deutschland erklärtermaßen für „Entwicklungshilfe“ in Afghanistan zur Verfügung stellt, fließt in dendurch deutsche Polizisten angeleiteten Aufbau eines Polizeiapparates. Die meisten Menschen in Afghanistan lehnen dieBesatzung ab. 

Zwar nehmen auch in Europa die Stimmen gegen einen zeitlich unbegrenzten und zunehmend eskalierenden Krieg zu,aber was fehlt ist eine lautstarke antimilitaristische Kritik. Der vermeintliche „Kampf gegen den Terrorismus“ inAfghanistan, im Irak und anderswo muss als brutaler, von kapitalistischen Interessen geleiteter Krieg des Westens umHegemonie und Kontrolle benannt werden.Diesem setzen wir unseren vielfältigen Widerstand entgegen!

WEDER EUREN KRIEG - NOCH EUREN FRIEDEN

Von der Macht harmlos klingend
er Begriffe wissen die Teilnehme

r_innen der „Sicherheitskonferen
z“, wenn sie sich

unter diesem Titel auch im Febr
uar 2009 wieder versammeln, um

 Kriege zu planen und Rüstungs
geschäfte zu ver-

handeln. Das Wort „Sicherheit“ hat Konjunktur
. Erst kürzlich fühlte sich ein 

NATO-Stabschef bemüßigt, ein

Strategiepapier „Towards a Gran
d Strategy for an Uncertain World“ zu betiteln und seine kriege

rischen Thesen somit

als Ausweg aus einer vermeintl
ichen allumfassenden „Unsiche

rheit“ zu beschreiben. Fast kein
 Diskurs der herr-

schenden Politik kommt ohne „S
icherheit“ als sich scheinbar sel

bst erklärendes Ziel aus. Es gib
t momentan keine

andere Begriffshülse, die so wen
ig konkret bestimmt ist, aber gle

ichzeitig so viel Gewalt umschre
ibt und diese legi-

timiert wie die Chimäre „Sicherh
eit“. 

Während unter dem Motto der „äu
ßeren Sicherheit“ Kriege geführ

t werden, lässt auch die „innere
 Sicherheit“ den

Herrschenden keine Ruhe. Mit 
ihrem Papier „Sicherheitsstrate

gie für Deutschland“ vom 6.5.2
008 bekräftigt die

CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
ihre Forderung nach der gru

ndsätzlichen Ermöglichung de
s Einsatzes der

Bundeswehr im Inneren. „Die b
isherige Trennung von innerer u

nd äußerer Sicherheit oder in K
riegszustand und

Friedenszeit“ sei nicht länger auf
rechtzuerhalten, so ist als Begrü

ndung für ihre Forderung zu lese
n. „Ein völlig neues

Verständnis von Sicherheitspolit
ik“ müsse sich in einer „deutsch

en Sicherheitsarchitektur“ niede
rschlagen. 

Das Verschwimmen der Grenzen
 zwischen Krieg und Frieden, zw

ischen „innerer“ und „äußerer Si
cherheit“, welches

hier als natürliche Entwicklung e
rscheint und als Argument für re

pressive Neuerungen herhalten 
muss, ist aber nicht

Ursache, sondern Folge einer P
olitik, die kapitalistische Herrsch

aft und Kontrolle lokal wie globa
l repressiv durch-

setzt. Nicht zuletzt auf europäisc
her Ebene entstehen ständig neu

e Organisationen, in denen Militä
r, Polizei und zivi-

le Hilfsorganisationen in einem 
bürgerrechtsfreien, supranationa

len Raum mit umfassenden Kom
petenzen ausge-

stattet zusammenarbeiten. Ziel 
dieser Politik ist es, die Festung

 Europa als weltweit stärksten W
irtschaftsraum zu

behaupten, globale Kontrollmac
ht zu vergrößern, die Grenzen 

der EU aufzurüsten und politisc
he Opposition und

Widerstand effektiver bekämpfen z
u können. Die EU baut nicht nur 

im Ausland militaristische und re
pressive Regime

auf, sie konstituiert sich auch se
lbst zunehmend als solches.

Das bestätigt einmal mehr unse
r Wissen, dass die viel proklamierte

 „Sicherheit“ die Sicherheit der 
herrschenden

Klasse ist, die für den Großteil
 der Menschen dieser Welt, Armut, soziale Unsicherheit

, Krieg, Repression und

Unterdrückung bedeutet.Veruns
ichern wir die Sicherheitsstrateg

en! 

Die herrschende Sicherheit off
ensiv und kreativ erschüttern!



FRONTEX ABSCHAFFEN! FÜR FREIES FLUTEN!

Eine der Organisationen, die die Verschmelzung von Polizei und Militär vorantreibt, ist d
ie europäische

Grenzschutzagentur Frontex. Frontex verfolgt eine Politik der Migrationsabwehr um die F
estung Europa. Dabei geht es

nicht „nur“ um die europäische Außengrenze – der Krieg gegen Flüchtlinge soll überall e
ntlang der Migrationsrouten

geführt werden: In den Herkunfts- und Transitländern werden die Grenzpolizeien aufgerü
stet und Transportfirmen zur

Abschiebung von Flüchtlingen in die Pflicht genommen. 
Im Mittelmeer, aber auch unmittelbar vor den Küsten einiger westafrikanischer Staaten p

atroullieren europäische

Kriegschiffe, um Flüchtlingsboote abzufangen. Diese Einsätze zwingen den Flüchtlingen
 und Migrant_innen längere,

gefährlichere Routen auf und führen damit jährlich zu tausenden Todesfällen in Mittelme
er und Atlantik. Auch die eigent-

liche EU- Außengrenze wird zunehmend militarisiert und technisiert, etwa durch den Ein
satz von militärischen Drohnen

und die explizite Einbeziehung der Kriegsministerien in den Grenzschutz.

Für das Innere der EU plant Frontex eine Datenbank, die alle Ein- und Ausreisen erfasst
 und Menschen, die länger blei-

ben als ihr Visum gültig ist, automatisch zur Fahndung ausschreibt. Älter als die Organis
ation Frontex sind zehntausen-

de Flüchtlingslager, sowie all die anderen Entrechtungen, denen Flüchtlinge und Migrant
_innen in Europa ausgesetzt

sind.
Mit diesem rassistischen Grenzregime betreiben die EU-Staaten den gewalttätigen Auss

chluss derer, die nicht als billige

und rechtlose Arbeitskräfte in Europa gebraucht werden. Die weitgehende Abschottung d
er Unerwünschten ist aber auch

kapitalistisches Krisenmanagement; wenn Menschen vor Kriegen oder den Folgen ökon
omischer Zusammenbrüche flie-

hen, versuchen die Metropolenstaaten ihr Möglichstes, um Flüchtlinge weit vor Europa a
ufzuhalten. Nicht umsonst führt

die NATO in ihren Strategiepapieren „unkontrollierte Migrationsbewegungen“ als Kriegsg
rund an. 

Wir setzen dieser Politik unsere praktische Solidarität mit den Kämpfen von Flüchtlingen u
nd Migrant_innen entgegen! 

Offene Grenzen für alle – Freedom of movement is everybody‘s right!

WIDERSTAND LÄSST SICH NICHT VERBIETEN
Die Verschmelzung von „innerer“ und „äußerer Sicherheit“ zeigt sich auch an der Situation, mit der wir im Februar inMünchen konfrontiert sein werden: Es ist kein Treppenwitz der Geschichte, wenn die „Sicherheit“ der„Sicherheitskonferenz“ durch ein neues Versammlungsrecht „gesichert“ wird, das als Vorstufe seiner eigenen Abschaffungerscheint. Auch hier wird deutlich, dass die Diskurse der „Sicherheits“-strategen über „zivil-militärische Zusammenarbeit“,„Homeland Security“ und „vernetzten Heimatschutz“ nicht nur in Afghanistan und im Irak materielle Realität werden, son-dern auch vor der eigenen Haustüre. 
Die Bayerische Landesregierung hat Mitte Juli 2008 ein neues Versammlungsgesetz für Bayern beschlossen, welches diefaktische Abschaffung der Versammlungsfreiheit und einen Freibrief für absolute Polizeiwillkür, was die Genehmigung undDurchführung von Demonstrationen angeht, bedeutet. Besonders absurd sticht dabei das so genannte „Militanzverbot“hervor, das u.a. verbietet, „gleichartige Kleidungsstücke als Ausdruck einer gemeinsamen politischen Gesinnung zu tra-gen, sofern damit eine einschüchternde Wirkung verbunden ist.“ Was einschüchternd ist und was nicht, liegt selbstver-ständlich im Ermessen der jeweiligen polizeilichen Einsatzleitung. Dieser Paragraf kann konkret sowohl den SchwarzenBlock als auch einen gewerkschaftlichen Streikposten kriminalisieren. Wer denkt, das sei wieder mal Ausdruck der „baye-rischen Art“, täuscht sich: Es wäre nicht das erste Mal, dass in Bayern erfolgreich ausprobierte repressive Maßnahmenzum bundesweiten Maßstab würden. 
Das neue bayerische Versammlungsgesetz passt als Baustein in die Logik eines repressiven Staates, der wachsendesoziale Unsicherheit in einem krisenhaften Kapitalismus mit Überwachung und Kontrolle beantwortet.Wir werden uns niemals von dem neuem bayerischen Versammlungsgesetz beeindrucken lassen!Wie unser Widerstand aussieht, bestimmen wir selbst!

ANTIKAPITALISMUS GLOBALISIEREN!

Wenn eine Folge der momentanen Finanzkrise mit Sicherheit voraussagba
r ist, dann ist dies die weitere Verschärfung der

Umverteilung von unten nach oben. Nicht nur lösen sich Pensions- u
nd Rentenkassen in Luft auf und verschwinden

Spareinlagen; die Summen in Milliardenhöhe, mit denen die Staaten ve
rsuchen ihre Geldinstitute zu retten, werden aus

Lohn- und Einkommenssteuer, durch Kürzungen in den Sozialversicher
ungsystemen und bei sozialen Hilfsprogrammen

usw. aufgebracht. Die zur Schau gestellte Bestürzung der PolitikerInnen
 über diese als unvorhersehbar dargestellte und

vermeintlich einer zeitweiligen „Anormalität“ der Marktwirtschaft entspring
enden Krise verschleiert ihre Ursprünge. 



FÜR EINE DIREKTE ANTIMILITARISTISCHE PRAXIS

Krisen gehören zum Kapitalismus und die Schaffung riesiger Schuldenblasen ist integraler Bestandteil des
Neoliberalismus, der seit den 80er Jahren von den global dominierenden Staatsregierungen und den ökonomischen
Eliten in Form der Deregulierung von Kapital- und Finanzmärkten forciert wurde. Diese wesentlichen Aspekte der
Globalisierung führen zu einer starken Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse. Die Auswirkungen der
aktuellen Finanzkrise treffen am härtesten die arme Bevölkerung des globalen Südens. Alle, die sich gegen die
Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen im Zuge dieser Entwicklung wehren, sind zunehmend mit Repression und
Militarisierung konfrontiert. Es ist durchaus nichts Neues, dass ein krisenhaftes kapitalistisches System sich durch Krieg
am Laufen hält. Gegen die Umverteilung von unten nach oben setzen wir auf globale Aneignungskämpfe – gegen ihre
Repression auf emanzipatorischen Widerstand weltweit!
We won‘t pay for your crisis!

Wenn die Strategen der herrschenden „Sicherheit“ es sich zum Ziel gesetzt haben, die Unterschiede zwischen „innerer“
und „äußerer Sicherheit“, zwischen Polizei und Militär, zwischen Razzia und Krieg aufzulösen, so müssen wir ihre
Strategie zu unserer Waffe machen und unsere Kämpfe gegen die verschiedenen Facetten dieser Politik verknüpfen. 
Weltweit gibt es immer wieder Versuche, militärische Ausrüstung für ihren kriegerischen Einsatz untauglich zu machen.
Die einen nennen es aktive Abrüstungsinitiative oder Sabotage, einige FriedensaktivistInnen sprechen vom sogenannten
ploughsharing (»Schwerter zu Pflugscharen machen«), während die Herrschenden solche Aktionen wahlweise
Sachbeschädigung, Brandstiftung oder Terrorismus nennen. In Deutschland sind es die Paragraphen 129ff StGB, auf
deren Grundlage immer wieder versucht wird, antimilitaristische Praxis zu kriminalisieren. Was aber ist die Zerstörung
von Kriegsmaterial im Vergleich zu dessen tödlichem Einsatz in Kriegen?  Deshalb bleibt das Ziel ihre Wehrkraft zu zer-
setzen und die Ruhe an der Heimatfront zu stören!  Für die lokale Etablierung praktischer Abrüstungsinitiativen!
Sorgen wir für eine Ächtung des Militärs, nehmen wir ihnen das Gefühl des Rückhalts. Wenn die Militarisierung der
Gesellschaft so weit fortgeschritten ist, dass uns das Kriegspersonal überall begegnet, im Zug und bei Familienfeiern, bei
Rekrutierungsevents in Schulen und Arbeitsämtern – dann werden wir überall dort stören und intervenieren! Bundeswehr
wegtreten!
Zur Wehrkraftzersetzung gehört auch der Kampf gegen das Patriarchat, dessen brutalster Ausdruck sexualisierte Gewalt
darstellt. Wo Krieg und Militär den Alltag bestimmen, nehmen Vergewaltigungen, Zwangsprostitution und Frauenhandel
drastisch zu. Das ist kein Zufall. Militärische Mobilisierung und Drill funktionieren über dominante Männlichkeitsbilder.
Machismo ist eine Kriegsressource! Kampf gegen alle militaristischen Männerbünde!
Unsere Solidarität gilt jenen Soldat_innen weltweit, die beschlossen haben, sich der Grausamkeit und Ungerechtigkeit
von Kriegseinsätzen zu verweigern und heute in Militärgefängnissen sitzen oder mit Repression überzogen werden!
Organisiert Hilfe und Unterstützung für DeserteurInnen!

Solidarität mit Olli, Florian und Axel, denen vorgeworfen wird, im Juli 2007 Bundeswehrfahrzeuge angezündet zu
haben! Gegen Krieg und Krise: Antimilitaristischen Widerstand entwickeln! Gesellschaftlichen Reichtum aneig-
nen! 
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In diesem Sinne: Kommt alle am 6./7. Februar nach München
! 

Wir sehn uns im Internationalistischen Block
!Vermiesen wir den 60ten Geburtst

ag der NATO in Strasbourg  
vom 3. bis 4. April!


